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Allerdings - und dies bitte ich besonders zu beachten - entbindet eine solche Vorgehens­

weise die Kommune nicht von der Pflicht, Konsolidierungsmaßnahmen flankierend zu ergrei­

fen, die es verhindern, dass sich erst nach dem Auslaufen der Verrechnungsmöglichkeit ab 

2017 wirtschaftliche Strukturprobleme in ihrer vollen Breite offenbaren. Bei gravierenden 

Problemen sollte eigenständig ein Haushaltskonsolidierungskonzept aufgestellt werden. 

Hierdurch erhöht sich der Grad der Verantwortung der Kommunen für die Gestaltung ihres 

Haushaltes. Wie bereits geregelt, sind die Kommunalaufsichten im Rahmen der Vorlage der 

Haushaltssatzung über die vorgenommene Verrechnung der Fehlbeträge mit der Rücklage 

aus der Eröffnungsbilanz zum Haushaltsausgleich zu unterrichten. Darüber hinaus sollten 

auch die beabsichtigten Konsolidierungsmaßnahmen mit den Kommunalaufsichten abge­

stimmt werden. 

Ziel der kommunalen Haushaltswirtschaft ist die Sicherung der stetigen Erfüllung der Aufga­

ben des eigenen und des übertragenen Wirkungskreises nicht nur des laufenden Haushalts­

jahres sondern auf Dauer. Dies setzt eine mehrjährige Planung, verankert in der mittelfristi­

gen Ergebnis- und Finanzplanung, voraus, nach der Ober den Gesamtzeitraum von 5 Jahren 

ein ausgeglichener Haushalt zu planen ist (§§ 90 und 98 GO LSA i. V. m. § 8 GemHVO 

Doppik). Daher sind bei entsprechend unausgeglichenen Planzahlen bereits im aktuellen 

Haushaltsjahr über die Planjahre hinweg ausreichende Haushaltskonsolidierungsmaßnah­

men zu beschließen. In der Doppik erhöht sich der Stellenwert der mittelfristigen Ergebnis­

und Finanzplanung. Als Bestandteil des Haushaltsplanes kann damit stärker als bisher eine 

dauerhafte Ordnung der Finanzen gesichert und der Haushaltsausgleich gewährleistetwer­

den, weil die stärkere Aufgliederung der Positionen eine verbesserte Einschätzung für die 

künftige Haushaltswirtschaft zulässt. 

Weiterhin weise ich darauf hin, dass die Rücklage aus der Eröffnungsbilanz ausschließlich 

mit Fehlbeträgen des laufenden Haushaltsjahres sowie mit dem Fehlbetragsvortrag nach 

den entsprechenden Kriterien verrechnet werden darf. Die Verrechnung der hierbei zulässi­

gen Positionen in einer Höhe, die im Ergebnis zu einem Überschuss führt und damit ein Ge­

winn erzielt wird, ist unzulässig. 

Im Übrigen wird ausdrücklich auch auf den Begleittext der Regelung des Erlasses vorn 

22. November 2013 verwiesen. 
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